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Die New York Times beschrieb 2017 als „Europas Jahr der politischen Abrechnung“1. Die
Häufung von Wahlen in verschiedenen Mitgliedstaaten der Europäischen Union führte zu
einem  nie  dagewesenen  Interesse  in  der  deutschen  Öffentlichkeit  an  der  politischen
Entwicklung in den europäischen Nachbarländern.2 Im Mehrebenensystem der Europä-
ischen  Union  können Wahlergebnisse  unmittelbare  Auswirkungen  auf  die  Europäische
Union und ihre Mitgliedstaaten haben, das ist die Folge der engen Verflechtung und der
damit einhergehenden Interdependenz und „Verwundbarkeit“. Die politischen Diskussio-
nen und Wahlkämpfe in den Nachbarstaaten wurden deshalb so intensiv verfolgt,  weil
rechtspopulistische und europakritische Parteien im Vorfeld der Präsidentschafts- bezie-
hungsweise  Parlamentswahlen  in  Österreich  (22.  Mai  und 4.  Dezember  2016),  in  den
Niederlanden (15. März 2017) und in Frankreich (23. April/7. Mai 2017 und 11./18. Juni
2017) einen Austritt ihres Landes nach dem Vorbild des Brexit forderten beziehungsweise
mit dieser Option spielten. Ein „Nexit“ oder „Frexit“, also der Austritt der Niederlande
oder erst recht ein Austritt Frankreichs aus der Eurozone beziehungsweise aus der Euro-
päischen Union hätte – da waren sich alle Beobachter einig – der Europäischen Union
einen Schlag versetzt, von dem sie sich wohl nicht erholt hätte. 

Die Bundesregierung setzte nach der Brexit-Entscheidung3 im Juni 2016 alles daran,
die Europäische Union zusammenzuhalten und einen Domino-Effekt zu verhindern, der
sich bei Wahlsiegen der Rechtspopulisten in den Nachbarstaaten hätte ergeben können.
Die  politischen und wirtschaftlichen  Eliten wie auch  weite  Teile  der  Bevölkerung des
„Exportweltmeisters“ Bundesrepublik Deutschland, die am Fortbestand von Binnenmarkt
und Europäischer Union ein großes Interesse haben, waren deshalb alarmiert.4 Eine breite
Berichterstattung zu den politischen Entwicklungen zeigte sich jedoch nicht nur bei den
europäischen  Wahlen,  sondern  bereits  bei  der  Präsidentschaftswahl  in  den  USA im
November  2016,  die  über  das  „normale“  Interesse  weit  hinausging.  Der  als  Überra-
schungssieger aus der Wahl hervorgegangene Donald Trump wurde in der deutschen und
europäischen Politik und Öffentlichkeit als Gefahr für die bislang engen transatlantischen
Sicherheits- und Wirtschaftsbeziehungen wahrgenommen und sogar als Bedrohung für den
liberalen Westen insgesamt.5 Vor allem auch die Angst vor einem Handelskrieg zwischen
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1 The New York Times International Edition, 13.3.2017.
2 Klaus-Dieter Frankenberger: Wahlen in Zeiten großer Unruhe und Unsicherheit, in: Frankfurter Allgemei-

ne  Zeitung,  25.8.2016;  Deutsche  Gesellschaft  für  Auswärtige  Politik  (Hrsg.):  Internationale  Politik:
Europas Schicksalswahl, März/April 2017.

3 Siehe auch die Beiträge „Brexit“ und „Vereinigtes Königreich“ in diesem Buch.
4 Vgl. Spiegel Online: Das Brexit-Dilemma der deutschen Wirtschaft, 27.6.2016; Stefan Wagstyl: Brexit

and Berlin, in: Financial Times, 13.7.2016.
5 Siehe auch den Beitrag „Die Europäische Union und die USA“ in diesem Buch.
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Europa und den USA bestimmte die öffentliche Debatte  zum Jahresbeginn 2017.6 Die
deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte betont nüchtern auf den Wahlsieg Trumps
reagiert und öffentlich erklärt, dass die Bundesregierung bereit sei, mit Washington auch
künftig  zusammenzuarbeiten,  jedoch  nur  auf  der  Basis  der  gemeinsamen  Werte  wie
Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie Freihandel und Multilateralis-
mus. Wenige Tage nach der US-Wahl gab die New York Times den Ton vor, der in den
nachfolgenden Wochen und Monaten den internationalen und europäischen Blick auf die
Rolle  der  Bundeskanzlerin bestimmen sollte:  „Merkel  is  left  as  the liberal  West’s  last
defender“.7 Der scheidende US-Präsident Barack Obama hatte bereits bei seinem Besuch
in Berlin Mitte November 2016 Merkel in diesem Sinne unterstützt, als er sagte, die Kanz-
lerin sei bereit, „für ihre Werte zu kämpfen“.8

Die Bundesrepublik Deutschland hat spätestens seit der Eurokrise nach Ansicht vieler
Beobachter eine quasi-hegemoniale Stellung im Kreis der EU-Mitgliedstaaten eingenom-
men, diese aber nicht immer zu echter politischer Führung genutzt, sondern oft auch zur
Verhinderung und Verzögerung europapolitischer  Entscheidungen.9 Manche Beobachter
sahen in der durch Brexit und Trump geschaffenen neuen Situation auch eine günstige
Gelegenheit, die Zusammenarbeit in bestimmten Politikfeldern der Europäischen Union,
wie etwa in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik10, zu vertiefen. Begleitet wurde diese
Politik  durch eine  kämpferische  Haltung,  wie  sie  die  deutsche  Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen in einem Interview Ende April 2017 – und damit kurz vor dem
Wahlsieg Emmanuel Macrons in Frankreich – an den Tag legte: 

„Vielleicht  mussten  wir  auch  erst  durch  diese  mühsame,  hoffnungsarme Zeit  der  letzten  zwei  Jahre
gehen, mit den Krisen und den Terroranschlägen, die Europa in seinem Mark erschüttert haben. Viel-
leicht brauchten wir das, um wieder an den Kern der ursprünglichen Idee zu kommen und zu verstehen,
dass dieses Europa uns nur dann weiter Schutz und Wohlstand bringen wird, wenn wir dafür aufstehen
und kämpfen.“11

Von der Leyen war eine der treibenden Kräfte in der Regierung, die in Zusammenarbeit
mit ihrem französischen Amtskollegen wenige Wochen nach dem Brexit-Referendum den
Weg für eine „Verteidigungsinitiative“ freigemacht hatte.12 Als sehr viel grundsätzlicher
wurden Äußerungen von Merkel zur Zukunft des transatlantischen Verhältnisses und zur
Frage, wie die Europäische Union mit Trump umgehen müsse, wahrgenommen. Im Januar
2017 hatte die Bundeskanzlerin auf einer Pressekonferenz den denkwürdigen Satz geprägt,
den sie im Mai in einer Bierzeltrede im bayerischen Trudering fast wortgleich wiederholt
hatte: „Ich denke, wir Europäer haben unser Schicksal selber in der Hand.“13 Der dort

6 Petra Pinzler/Mark Schieritz: Und was wird aus uns? Wie Deutschland und Europa reagieren können, falls
Donald Trump einen Handelskrieg entfacht, in: Die Zeit, 26.1.2017.

7 Alison Smale/Steven Erlanger: As Obama Exits World Stage, Angela Merkel May Be the Liberal West’s
Last Defender, in: The New York Times International Edition, 12.11.2016.

8 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Obama lobt Merkel in den höchsten Tönen, 18.11.2016.
9 Miguel Otero-Iglesias: Still waiting for Paris: Germany’s reluctant hegemony in pursuing political union

in the Euro Area, in: Journal of European Integration 3/2017, S. 349-364.
10 Siehe auch den Beitrag „Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ in diesem Buch.
11 Der  Spiegel:  Europa:  Ministerin  Ursula  von  der  Leyen  lobt  Frankreichs  Hoffnungsträger  Macron,

29.4.2017, S. 32.
12 Jean-Yves Le Drian/Ursula von der Leyen: Erneuerung der GSVP: Deutsch-französische Verteidigungsini-

tiative, Berlin 12. September 2016; Niklas Helwig (Hrsg.): Europe’s New Political Engine. Germany’s role
in  the  EU’s  foreign  and  security  policy,  The  Finnish  Institute  of  International  Affairs,  FIIA Report
44/2016.

13 Zitiert nach Almut Möller: Den Stier bei den Hörnern packen. Berlin kann auch im Wahljahr einen neuen
Aufbruch für Europa wagen, in: Internationale Politik Juli/August 2017, S. 34-41, hier S. 35.
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gefallene Satz, die Europäer könnten sich nicht mehr rückhaltlos auf andere, das meinte
die  USA,  verlassen,  wurde  von einigen  Beobachtern  sogar  als  eine  Art  „europäischer
Unabhängigkeitserklärung“  beschrieben.14 Auch  wenn  dies  eine  Überinterpretation
darstellt, zeigte sich an dem Merkel-Satz, wie stark sich das Verhältnis zwischen Europa
und den USA seit dem Amtsantritt der Trump-Administration verändert hatte. Eine Debat-
te, die bislang nur in Expertenkreisen geführt und in der Öffentlichkeit kaum wahrgenom-
men wurde, zielte auf die Frage, ob die Bundesrepublik Deutschland für einen eigenen
atomaren Schutzschirm sorgen beziehungsweise ob sie sich finanziell an der französischen
oder britischen Nuklearabschreckung beteiligen müsse. Hintergrund dieser Überlegungen
waren die Zweifel, die der neue US-Präsident in seinen Äußerungen zum Bestehen der
NATO-Beistandsklausel für „säumige“ Europäer gestreut hatte.15 Insofern war es auch vor
dem Hintergrund dieser Diskussion wenig überraschend,  dass sich die Blicke verstärkt
nach  Frankreich  richteten  und  ein  Wahlsieg  des  dezidiert  proeuropäisch  auftretenden
Präsidentschaftskandidaten Macron in Berlin und in anderen europäischen Hauptstädten
geradezu herbeigesehnt wurde.

Der Wahlsieg Macrons und die erhoffte Renaissance des deutsch-französischen 
Motors16

Dass Macron die Kandidatin der rechtsnationalistischen und europakritischen Partei Front
National, Marine Le Pen, mit einem explizit proeuropäischen Programm besiegen würde,
war nicht erwartet worden. Nach dem Wahlsieg Macrons bei der französischen Präsident-
schaftswahl im Mai 2017 und dem Sieg seiner Bewegung „Republique en marche!“ bei
der Parlamentswahl änderten sich nicht nur die Ausgangsbedingungen der französischen
Europapolitik, sondern auch die der deutschen. Nach den französischen Wahlen kam in der
internationalen und deutschen Öffentlichkeit eine breite Diskussion über die Wiederbele-
bung  der  deutsch-französischen  Zusammenarbeit  auf.  Der  deutsch-französische  Motor
hatte während der letzten Jahre deutlich an Zugkraft verloren. Die Hinwendung Trumps zu
einer unilateralen und isolationistischen Politik unter dem Slogan „America first!“ sowie
der drohende Bedeutungsverlust der transatlantischen Zusammenarbeit in sicherheits- und
wirtschaftspolitischen  Fragen  sowie  der  Rückzug  der  Atommacht  und  des  ständigen
Mitglieds im UN-Sicherheitsrat Großbritannien aus der Europäischen Union erhöhten den
Druck auf Paris und Berlin, wieder die traditionelle Rolle als „Motor“ der europäischen
Integration einzunehmen und die Europäische Union nach Jahren der Krise mithilfe neuer
Projekte und Initiativen voranzubringen.17

14 Hans Kundnani: Persistent problems haunt Europe, in: The Guardian Weekly, 14.7.2017, S. 19. Zur um-
fangreichen  Berichterstattung vgl.  stellvertretend  Die  Zeit:  Ihr  langer  Weg nach  Trudering,  1.6.2017;
Frankfurter Allgemeine Zeitung: Merkels europäischer Weg, 31.5.2017.

15 Deutscher Bundestag,  Wissenschaftliche  Dienste: Völkerrechtliche Verpflichtungen Deutschlands  beim
Umgang mit Kernwaffen. Deutsche und europäische Ko-Finanzierung ausländischer Nuklearwaffenpoten-
tial,  WD  2-3000-013/17,  Berlin  2017;  Ulrich  Kühn/Tristan  Volpe:  Keine  Atombombe,  bitte.  Warum
Deutschland nicht zur Nuklearmacht werden sollte, in: Internationale Politik Juli/August 2017, S. 90-97.

16 Siehe auch den Beitrag „Frankreich“ in diesem Buch.
17 Vgl. dazu und im Folgenden: Frédéric Bozo: Whither Germany? Why France Matters, Transatlantic Aca-

demy Paper Series 2/2017.
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Nachdem Macron in Frankreich gezeigt hatte, dass auch mit einem deutlich proeuropä-
ischen  Programm  Wahlen  zu  gewinnen  sind,  hatten  manche  erwartet,  dass  auch  im
Bundestagswahlkampf  das  Thema  Europa  eine  herausgehobene  Stellung  einnehmen
würde. Martin Schulz, der Spitzenkandidat der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands
(SPD) und ehemaliger  Präsident  des  Europäischen Parlaments,  und Merkel  sind beide
profilierte Europapolitiker, die sich um ein Mandat und eine demokratische Legitimation
für eine europapolitische Reformagenda hätten bemühen können. Diese Chance wurde,
trotz mancher Ansätze, jedoch nicht genutzt.18 Die Realität des Wahlkampfes sah anders
aus.

Das Thema „Europa“ im Bundestagswahlkampf 2017 – eine verpasste Chance?

Wahlkämpfe sind der  Ort,  an dem Kandidaten und Parteien auf dem Wählermarkt mit
ihren unterschiedlichen Angeboten gegeneinander antreten und um die Unterstützung der
Wählerinnen und Wähler werben. Im Wahlkampf zur Bundestagswahl am 24. September
2017 schien sich zu wiederholen, was auch in den vergangenen Wahlkämpfen zu beobach-
ten war:  dass der  traditionell  breite europapolitische Konsens zwischen den relevanten
politischen Parteien es verhindert,  dass  Europa zu einem (wahlentscheidenden) Thema
werden kann. Auch wenn dieser Konsens seit den 1990er Jahren zu bröckeln begonnen hat
und etwa der Christlich-Sozialen Union in Bayern (CSU) immer wieder eine „weiche“
Form des Europaskeptizismus zugeschrieben wird, trat erst 2013 mit der Alternative für
Deutschland (AfD) eine im Kern „Euro“-skeptische Partei an.19 Sie erreichte Wahlergeb-
nisse im teilweise deutlich zweistelligen Bereich bei allen Landtagswahlen wie auch bei
der Europawahl 2014. Vor allem die „Flüchtlingskrise“ seit dem September 2015 gab der
AfD,  die  zu dem Zeitpunkt  deutlich  in  der  Wählergunst  verloren  hatte,  wieder  neuen
Auftrieb, wodurch das Thema Europa wiederum für die Mobilisierung ihrer Anhänger an
Bedeutung verlor.

Die  Zustimmung  zu  Europa  und  die  Bereitschaft,  der  Europäischen  Union  neue
Kompetenzen zu übertragen,20 ist in der deutschen Öffentlichkeit im Wahljahr 2017 – auch
eine Folge von Trump und Brexit – sogar wieder gewachsen.21 Der Zulauf bei den „Pulse
of Europe“-Demonstrationen in der ersten Jahreshälfte 2017 war der öffentlich sichtbare
Beweis für diese proeuropäische Stimmung. Nach dem Brexit-Referendum und der US-
Wahl schien, so die Erklärung,  der materielle  wie immaterielle Wert  der  Europäischen
Union in der Sicht der Wählerinnen und Wähler wieder zu wachsen. Die Bürgerinitiative
„Pulse of Europe“ wurde 2016 von Daniel und Sabine Röder, zwei Rechtsanwälten aus
Frankfurt am Main, gegründet und fand in vielen Städten in Deutschland und Europa loka-
le Unterstützer und Organisatoren. Diese Bewegung ist Teil einer größeren und europaweit
vernetzten  proeuropäischen  Bewegung von unten,  der  es  gelungen ist,  die  wachsende
Sorge um die Zukunft  Europas zu bündeln und dem bislang schweigenden proeuropä-
ischen  Teil  der  Bevölkerung  ein  öffentliches  und  parteipolitisch  neutrales  Format  zu
geben. Vor allem die anstehenden Wahlen in den Niederlanden und insbesondere in Frank-

18 Vgl. stellvertretend Manuel Müller: Die fatale Abwesenheit der Europapolitik im Bundestagswahlkampf,
in: Der (europäische) Föderalist, Blog, 1.9.2017.

19 Zum populistischen Europaskeptizismus in Deutschland siehe auch die Ergebnisse des Forschungspro-
jekts des Instituts für Europäische Politik: „TruLies Europe – The Truth about Lies on Europe“, abrufbar
unter: www.trulies-europe.de (letzter Zugriff: 15.11.2017).

20 Siehe auch den Beitrag „Öffentliche Meinung“ in diesem Buch.
21 Friedrich-Ebert-Stiftung: Was hält Europa zusammen? Die EU nach dem Brexit, Bonn 2017.
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reich wurden in der Bundesrepublik Deutschland angesichts der hohen Umfragewerte von
Nationalisten, Rechtspopulisten und Europa-Gegnern als Gefahr für die Zukunft der Euro-
päischen Union wahrgenommen; die Wahlerfolge der AfD bei den zurückliegenden Land-
tagswahlen und die gemeinsamen Auftritte der Vertreter dieser rechtspopulistischen „Inter-
nationale“ trugen zum Eindruck bei, dass das europäische Projekt gefährdet ist.22 

Die Bilder von den Sonntagsdemonstrationen in vielen Städten mit Europafahnen und
blauen Luftballons sind offensichtlich auch in die europapolitischen Kapitel der Bundes-
tagswahlprogramme eingeflossen. Im Regierungsprogramm der Christlich Demokratischen
Union Deutschlands (CDU) und der CSU wird auf gut vier Seiten auf die neue Europa-
Bewegung direkt Bezug genommen: 

„Die Zustimmung der Bürger zu Europa ist gestiegen. Zehntausende in ganz Europa gingen für ‚Pulse of
Europe’ auf die Straße, Frankreich und Deutschland sind näher zusammengerückt. Diesmal müssen wir
die Chance ergreifen und Europa fit machen für die Gegenwart und Zukunft.“23 

Die Frage,  wie die  Europäische  Union „fit“  zu machen sei,  wird mit  sicherheits- und
verteidigungspolitischen Vorschlägen beantwortet, die von Berlin und Paris in Reaktion
auf das Brexit-Referendum bereits im Sommer 2016 lanciert wurden. Dazu gehören der
Vorschlag,  eine  „Europäische  Verteidigungsunion“  und  einen  gemeinsamen  „Verteidi-
gungsfonds“  einzurichten.  Darüber  hinaus  finden  sich  Forderungen  zum  Schutz  der
gemeinsamen europäischen Außengrenzen, zur Stärkung der Grenzschutzagentur Frontex,
zur Vollendung des Europäischen Asylsystems, zur Fluchtursachenbekämpfung und zur
Unterzeichnung von  Abkommen mit  einzelnen  nordafrikanischen  Ländern  (analog  zur
Erklärung EU-Türkei), um die Zahl der irregulären Flüchtlinge zu reduzieren. Unter der
Überschrift „Wohlstandsraum Europa“ sind wirtschafts- und währungspolitische Forderun-
gen aufgeführt: Zum Beispiel die Bereitschaft, bei der Überwindung der Jugendarbeitslo-
sigkeit einen solidarischen Beitrag zu leisten – dies sei jedoch nur möglich, so wird einge-
schränkt,  wenn  „gemeinsam  vereinbarte  Regeln  wie  der  Stabilitätspakt  eingehalten
werden“.  Außerdem wird  eine  „dauerhafte  Stabilisierung der  Euro-Zone“ versprochen,
aber gleichzeitig eine rote Linie gezogen: „Eine Vergemeinschaftung von Schulden schlie-
ßen wir weiter aus.“ In Richtung aller, die eine tiefgreifende Reform der Wirtschafts- und
Währungsunion seit Jahren anmahnen, wird signalisiert, dass man bereit sei, die Eurozone
„schrittweise  weiterzuentwickeln,  zum  Beispiel  mit  der  Schaffung  eines  eigenen
Währungsfonds“.24 Konkreter wird das Regierungsprogramm der Union hier jedoch nicht.
Eine Vollmitgliedschaft der Türkei25 wird abgelehnt und weiter ist zu lesen: „Wir sehen mit
großer Sorge die jüngsten Entwicklungen in der Türkei im Hinblick auf Rechtsstaatlich-
keit,  insbesondere  Meinungs-  und  Pressefreiheit“.26 Ein  eigenes  Unterkapitel  ist  dem
Thema  „Deutschland  und  Frankreich  als  Motor  Europas“  gewidmet:  CDU  und  CSU
versprechen, die „deutsch-französische Freundschaft neu zu beleben und zum Erfolg zu
führen“.  Ein  gemeinsames  Vorgehen  könne  „ganz  Europa  neuen  Schwung verleihen“.
Dann  wird  die  Angleichung  beziehungsweise  Harmonisierung  der  Körperschaftsteuer
sowie der gemeinsame Ausbau der künstlichen Intelligenz anvisiert, um auf diesem Feld

22 Die Zeit: Die rechte Internationale, 25.5.2016.
23 CDU/CSU: Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben. Regierungsprogramm 2017-2021, Ber-

lin 2017, S. 55.
24 CDU/CSU: Für ein Deutschland, 2017, S. 57.
25 Siehe auch den Beitrag „Türkei“ in diesem Buch.
26 CDU/CSU: Für ein Deutschland 2017, S. 58.
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die  „internationale  Technologieführerschaft“  zu  erreichen.  Neben  der  Stärkung  der
deutsch-französischen Zusammenarbeit soll auch die Kooperation mit Polen im Rahmen
des Weimarer Dreiecks intensiviert werden.27 

Die europapolitischen Ausführungen im Regierungsprogramm der SPD sind umfang-
reicher und detaillierter als bei CDU/CSU. Im SPD-Programm wird auf sieben Seiten für
ein „besseres Europa – sozialer und demokratischer“ geworben.28 Ein Plädoyer für ein
„europäisches Deutschland, kein deutsches Europa!“ findet sich im ersten Abschnitt des
Europa-Kapitels – das kann als subtile Kritik an der Europapolitik des Unionsteils der
Regierung und die „hegemoniale“ Rolle, die Merkel und dem Finanzminister Wolfgang
Schäuble zugeschrieben werden, gelesen werden. Ebenso findet  sich dort  der Hinweis,
dass niemand im Kreis der EU-Staaten den Anspruch erheben könne, „alle anderen“ müss-
ten ihm folgen.29 Es werden dann Forderungen aufgestellt, mehr in Europas Zukunft zu
investieren, um das „europäische Wohlstandsversprechen [zu] erneuern“, Europa aus „der
Wachstumsschwäche  heraus[zu]führen,  eine  „europäische  Sozialunion“  zu  schaffen,
Regeln gegen Sozialdumping einzuführen, die Mitbestimmungsrechte in „ganz Europa“ zu
stärken,  eine  koordinierte  Wirtschaftspolitik  in  Europa  und  –  „perspektivisch“  –  eine
„Wirtschaftsregierung für den Euro-Raum“ und ein „Eurozonen-Parlament“ zu schaffen,
sowie  ein  „gemeinsames  Finanzbudget“,  das  „Investitionsimpulse“  und  gleichzeitig
„Ausgleichsmechanismen“ für Krisenzeiten bietet. Darüber hinaus wird eine Harmonisie-
rung der Unternehmensbesteuerung und des Steuervollzugs in Europa vorgeschlagen. Ein
eigenes Unterkapitel ist dem „Friedensprojekt Europa“ gewidmet, mit Forderungen zum
Aufbau eines europäischen zivilen Friedenskorps, einer gesamteuropäischen Sicherheits-
politik,  der  Gründung einer  Europäischen Verteidigungsunion und – auf  der  Basis des
bestehenden EU-Vertrags – „konkrete Maßnahmen der engeren Kooperation und Arbeits-
teilung auf dem Weg zu einer europäischen Armee“. Die aktuelle politische Situation in
der Türkei wird kritisiert, an den Beitrittsverhandlungen mit Ankara soll jedoch festgehal-
ten  werden,  wobei  gleichzeitig  eine  rote  Linie  gezogen  wird:  „Sollte  die  Türkei  die
Todesstrafe einführen, entscheidet sie sich offen gegen die Mitgliedschaft in der Europä-
ischen Union! Dann müssen die Beitrittsverhandlungen beendet werden.“30 Im TV-Duell
vor der Bundestagswahl hatte der SPD-Kandidat Schulz eine unerwartete und wohl auch
spontane Wende vollzogen: Um die Kanzlerin aus der Reserve zu locken, hatte Schulz den
Zuschauern versprochen, er werde „die Beitrittsverhandlungen der Türkei mit der Europä-
ischen Union abbrechen“. Merkel griff dies in der Sendung auf und versprach ihrerseits,
beim nächsten EU-Gipfel für einen Abbruch zu werben.31 

Ein eigenes Unterkapitel im SPD-Programm widmet sich den Themen Demokratie und
Handlungsfähigkeit  der  Europäischen Union:  Neben einem Bekenntnis  zur  klassischen
„Gemeinschaftsmethode“, also der zentralen Rolle von EU-Kommission, Parlament und
Rat,  wird für  eine „flexiblere“ Union plädiert,  für  die Stärkung der  Kompetenzen des
Europäischen Parlaments sowie für ein einheitliches europäisches Wahlrecht, die Aufstel-
lung von Spitzenkandidaten bei der Europawahl 2019 und die Besetzung der durch den
Brexit frei werdenden britischen Sitze durch transnationale Listen. Und schließlich wird –

27 CDU/CSU: Für ein Deutschland 2017, S. 58 und 59.
28 SPD: Zeit für mehr Gerechtigkeit. Unser Regierungsprogramm für Deutschland, Berlin 2017, S. 94.
29 SPD: Zeit für mehr Gerechtigkeit 2017, S. 95.
30 SPD: Zeit für mehr Gerechtigkeit 2017, S. 100.
31 Der Spiegel:  Außenpolitik: Die Regierung streitet über den richtigen Umgang mit der Türkei, 9.9.2017,

S. 48.
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„mittelfristig“ –  die Überarbeitung des  Vertrags von Lissabon angemahnt:  Ziel  sei  die
Schaffung einer  „europäischen Verfassung“.32 Das Thema Flüchtlings-  und Migrations-
politik der Europäischen Union wird – mit Ausnahme einer kurzen Erwähnung im Teilka-
pitel  „Friedensprojekt  Europa“  –  nicht  eigens  behandelt,  ganz  im  Unterschied  zum
CDU/CSU-Programm. Insgesamt ist  im SPD-Programm eine deutliche Bezugnahme zu
den europapolitischen Forderungen Macrons zu erkennen. Im Rahmen von gemeinsamen
Auftritten wurde diese inhaltliche Übereinstimmung unterstrichen. Bei einer Diskussions-
veranstaltung am 16. März 2017, an der Außenminister Sigmar Gabriel, der Sozialphilo-
soph Jürgen Habermas und Macron teilnahmen, sandte die SPD das Signal aus, dass ihre
europapolitischen Ideen absolut anschlussfähig seien zu denen des französischen Präsi-
dentschaftskandidaten.33 Gabriel schlug bei der Veranstaltung sogar vor, im Bundestags-
wahlkampf „erstmalig offensiv dafür ein[zu]treten, dass wir bereit sind, mehr in Europa zu
investieren als das vereinbarte ein Prozent am europäischen Bruttoinlandsprodukt.“ Der
Außenminister  sprach sich dafür aus,  dass  die Bundesrepublik bereit  sein müsse,  „das
notfalls alleine zu stemmen oder mit anderen gemeinsam, ohne dass es gleich für alle in
Europa“ gelte. Mit dieser bewussten Provokation wollte Gabriel eine europaweite Debatte
anstoßen.34 Auch wenn der Außenminister diese Forderungen später wiederholte, kam das
Thema im Wahlkampf dann doch nicht in der angekündigten Form zur Sprache. Es dürfte
ihm und der SPD-Führung klar geworden sein, dass diese Forderung innerhalb der SPD-
Anhängerschaft nicht auf ungeteilte Unterstützung treffen würde.

Die europapolitischen Forderungen der AfD bildeten ein klares Kontrastprogramm zu
den Vorschlägen von CDU/CSU, SPD und der Freien Demokratischen Partei (FDP) sowie
dem Bündnis  90/Die  Grünen.  Unter  der  Überschrift  „Der  EURO ist  gescheitert“  wird
gefordert, dass die Bundesrepublik Deutschland die „Transferunion“ aufkündige und den
Euroraum  verlasse;  Euro-Rettungsmaßnahmen  und  eine  „EU-Wirtschaftsregierung“
werden abgelehnt und die Wiedereinführung der „Deutschen Mark“ gefordert. Die Zukunft
der Europäischen Union sieht die AfD in einem „Europa souveräner Staaten, die partner-
schaftlich zusammenarbeiten“.35 

Wenn man die  Wahlprogramme der  aussichtsreichsten  Parteien  (mit  Ausnahme der
AfD) vergleicht, die bei der Bundestagswahl 2017 gegeneinander angetreten sind, wird ein
gewisser europapolitischer Grundkonsens bei vielen Themen sichtbar.36 Auf dem Gebiet
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik heben SPD, die Grünen und vor allem die
Partei Die Linke die zivile Dimension der Verteidigungspolitik der Europäischen Union
hervor; gleichwohl setzte sich die SPD im Einklang mit der FDP für die Schaffung einer
europäischen Armee ein. Die schrittweise Erhöhung der Verteidigungsausgaben („Zwei-
Prozent-Ziel“ der  NATO37)  wurde  von Union und FDP unterstützt,  von der  SPD, den

32 SPD: Zeit für mehr Gerechtigkeit 2017, S. 101.
33 Siehe auch im Folgenden Jürgen Habermas/Sigmar Gabriel/Emmanuel Macron: Europa neu denken. Eine

Diskussion, in: Blätter für deutsche und internationale Politik 4/2017, S. 41-54.
34 Habermas/Gabriel/Macron: Europa neu denken 2017, hier S. 47.
35 AfD: Wahlprogramm Bundestagswahl 2017, S. 18.
36 Vgl. auch im Folgenden Christel Zunneberg: Europe in the German federal elections: What do the manife-

stos say? European Council on Foreign Relations, 26 July 2017; Landeszentrale für politische Bildung
Baden-Württemberg: EU & Außenpolitik: Wahlthemen im Vergleich, abrufbar unter:  http://www.bundes
tagswahl-bw.de/eu_aussenpolitik_btwahl2017.html (letzter Zugriff: 28.9.2017); Sandra Parthie/Wolfgang
Eichert: German elections and what to expect for the European agenda, Institut der deutschen Wirtschaft,
Köln 2017.

37 Siehe auch den Beitrag „Die Europäische Union und die NATO“ in diesem Buch.
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Grünen und der Linkspartei dagegen abgelehnt. Die SPD versuchte diese Diskussion zu
nutzen, um ihr Profil als „Friedenspartei“ zu schärfen, und lehnte „Aufrüstung und Säbel-
rasseln“ ab. Beim Thema Asyl und Migration setzten sich CDU, SPD, Grüne und FDP für
ein gemeinsames europäisches Vorgehen ein, die FDP forderte die Weiterentwicklung der
Europäischen Grenz- und Küstenwache, die Linke sprach sich dagegen für die Abschaf-
fung der EU-Agentur aus und plädierte für die Stärkung europäischer Seenotrettungsein-
sätze. Die seit Längerem diskutierten Vorschläge zur Reform der Eurozone, beispielsweise
durch  die  Schaffung  eines  Europäischen  Währungsfonds  (EWF),  trafen  im  Kreis  der
Parteien nur zum Teil auf Unterstützung, teilweise wurden sie strikt abgelehnt. Die Weiter-
entwicklung der bisherigen Euro-Rettungsfonds in Richtung eines EWF wurde von der
Union, der SPD und den Grünen unterstützt, von FDP und Linkspartei dagegen mit Skep-
sis betrachtet und für die AfD ist dieser Vorschlag ebenso wie andere Ideen zur Stärkung
der Eurozone irrelevant, weil sie sich für die Auflösung der Wirtschafts- und Währungs-
union stark macht. Bereits in ihrem 2016 beschlossenen „Grundsatzprogramm“ forderte
die AfD, das „Experiment EURO geordnet zu beenden“.38 Ein eigener Euro-Haushalt zur
Unterstützung von Krisenstaaten wurde im Wahlkampf nur von der SPD und den Grünen
gefordert, von der Union nur unter der Voraussetzung, dass entsprechende Investitionen an
die Bedingung geknüpft werden, dass wirtschaftspolitische Reformen umgesetzt werden.
Vor allem die FDP lehnte im Wahlkampf am deutlichsten einen so konstruierten Euro-
Haushalt  und  die  Einrichtung  eines  Eurofinanzministers  ab,  der  Investitionsmittel  in
Krisenstaaten ausgeben könnte. Das in der Schlussphase des Wahlkampfes fast alles über-
lagernde Thema war die Migrationspolitik und das Wahlversprechen der Kanzlerin, dass
sich eine Situation wie im Sommer 2015 nicht wiederholen werde.39 Da sich Merkel und
Schulz im Grundsatz darin einig waren, dass eine Antwort auf die Migrationsfrage nur
gesamteuropäisch und global zu erreichen sei, boten sich hier für den SPD-Herausforderer
kaum Chancen der europapolitischen Profilierung.

Die möglichen Folgen der Bundestagswahl 2017 für die deutsche Europapolitik

Das  Titelbild  des  Magazins  „The  Economist“  spricht  Bände:  Unter  der  Überschrift
„Europe’s new order“ sieht man auf dem Cover den französischen Präsidenten Macron im
Scheinwerferlicht am Mikrofon stehen, die deutsche Bundeskanzlerin, die bislang als die
unangefochtene Anführerin in der Europäischen Union galt, verschwindet im Schatten und
steht  abseits.40 Auch  wenn  dies  eine  journalistische  und  künstlerische  Zuspitzung  der
mutmaßlichen Machtverschiebung in der Europäischen Union war, so macht das Titelbild
des tonangebenden Wirtschaftsmagazins deutlich, dass sich – zumindest in der Wahrneh-
mung der europapolitischen Eliten – die politischen Gewichte zwischen Frankreich und
Deutschland zu verschieben scheinen. Merkel hatte die Bundestagswahl zwar gewonnen,
es war jedoch das zweitschlechteste Unionsergebnis seit Gründung der Bundesrepublik.41

Die Unionsparteien  erhielten  zusammen nur  33  Prozent  der  Zweitstimmen,  was  einen
Verlust von 55 Sitzen bei der CDU und von 10 Mandaten bei der CSU im Vergleich zur
Bundestagswahl 2013 bedeutete. Auch die SPD erreichte mit 20,5 Prozent der Stimmen

38 AfD: Programm für Deutschland. Das Grundsatzprogramm der Alternative für Deutschland, beschlossen
auf dem Bundesparteitag in Stuttgart, 30. April/1. Mai 2016, S. 18.

39 Zeit Online: Angela Merkel: „2016 hat die Welt schwächer und instabiler gemacht“, 6.12.2016.
40 The Economist: Europe’s new order, 30.9.2017.
41 Vgl. auch im Folgenden Viola Neu/Sabine Pokorny: Bundestagswahl in Deutschland am 24. September

2017, Wahlanalyse der Konrad-Adenauer-Stiftung, Berlin 2017.
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ein historisch niedriges Ergebnis. Da die SPD-Führung noch am Wahlabend eine Erneue-
rung der großen Koalition mit der Union ausgeschlossen hatte, blieb aufgrund der Mehr-
heitsverhältnisse im neuen Bundestag nur noch eine sogenannte „Jamaika-Koalition“, also
ein  Zusammenschluss  aus  den  beiden  Unionsparteien,  der  FDP  (Wahlergebnis:  10,7
Prozent) und den Grünen (Wahlergebnis: 8,9 Prozent). Dass eine solche Koalition auch in
europapolitischer Hinsicht Neuland betreten würde, zeigt sich bereits bei den Sondierungs-
verhandlungen,  da  die  FDP von ihrem im Wahlkampf  verfolgten  „harten“  europapoli-
tischen Kurs zunächst nicht abweichen wollte. Im Wahlkampf hatte sich die FDP als Hüte-
rin einer ordoliberalen Politik positioniert, die auf die strikte Einhaltung der bestehenden
Stabilitätsregeln in  der  Eurozone pocht  und für  die  Schaffung eines  Staateninsolvenz-
verfahrens  eintritt.  Im  Falle  des  Scheiterns  der  Koalitionsverhandlungen  blieben  drei
Optionen offen: Minderheitenregierung, Neuwahlen oder eine abermalige Große Koalition
– alle Varianten gelten in politischer Hinsicht als riskant und schwer kalkulierbar.

Die AfD, die bei  der  Bundestagswahl  2013 noch knapp an der  Fünf-Prozent-Hürde
gescheitert war, schaffte mit 12,6 Prozent der Zweitstimmen den Sprung in den Bundestag
und erreichte das drittbeste Ergebnis. Dies führte sowohl in Deutschland als auch in den
europäischen  Nachbarstaaten  und  in  der  internationalen  Berichterstattung  zu  großer
Aufmerksamkeit. Viele Kommentare beschrieben den Einzug der AfD in den Bundestag
als „Normalisierung“ beziehungsweise „Europäisierung“: Mit der AfD sei, so das Argu-
ment, nun auch im Bundestag, wie bereits zuvor in vielen anderen EU-Staaten, eine euro-
paskeptische, rechtspopulistische und islamfeindliche Protestpartei eingezogen und damit
sei diese europäische Entwicklung in Deutschland gewissermaßen nur nachgeholt worden.
Andere Beobachter und Kommentatoren zeigten sich jedoch besorgt, dass das über viele
Jahrzehnte hinweg gültige Tabu gebrochen sei, wonach eine am ganz rechten Rand sich
positionierende Partei das Ansehen der Bundesrepublik Deutschland in der Welt beschädi-
ge  und  insbesondere  auch  die  Spielräume  der  deutschen  Europapolitik  einschränken
werde. 

Versuche,  die  deutsche  Europapolitik  neu  auszurichten,  kamen  aber  nicht  nur  von
innen, sondern auch von außen: Vor beziehungsweise unmittelbar nach der Bundestags-
wahl gaben der EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker in seiner Rede zur Lage
der Union am 26. September 2017 und der französische Präsident Macron in seiner euro-
papolitischen Grundsatzrede zur „Neugründung Europas“ vor Studierenden an der Univer-
sität Sorbonne der deutschen EU-Politik wichtige Impulse.42 Vor allem die Rede Macrons
am 13. September 2017, die als bewusste und mit Merkel abgestimmte Einmischung in die
bevorstehenden  Sondierungs-  und  Koalitionsverhandlungen  verstanden  werden  sollte,
setzte die Bundesregierung und insbesondere die Kanzlerin unter Druck; die geschäftsfüh-
rende Berliner Regierung war zunächst jedoch europapolitisch nicht handlungsfähig. Die
öffentliche Diskussion in Deutschland und im europäischen Ausland wies dennoch auf die
günstige Gelegenheit hin, die sich aus der Vorlage Macrons ergeben hat. Diese Chance
könnte  jedoch vertan  werden,  wenn die  neue  Bundesregierung unter  der  Führung der
„alten“ Bundeskanzlerin nicht zeitnah auf Macron zugehe und zu Zugeständnissen bereit
sei – denn die Regierung in Berlin, so eine weit verbreitete These, müsse ihren Teil zum
Erfolg Macrons beitragen, denn die Alternative bei der nächsten Wahl in Frankreich wäre
sonst ein Sieg des Front National. Die Bundesregierung müsse, so Jürgen Habermas, den

42 Emmanuel Macron: Initiative pour l’Europe, Rede in Paris, 26. September 2017; vgl. auch Zeit Online:
Vorwärts, habt keine Angst!, 27.9.2017.
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Ball, den Macron in ihr Feld geschlagen habe, nun aufnehmen: „Schon eine Politik des
bloßen Aufschiebens oder Unterlassens würde genügen, um eine historisch einzigartige
Chance zu verspielen.“43 
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